
Geltendes Recht Entwurf des Bundesrates

vom 10. November 2021

2

Anträge der Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit des 
Ständerates

vom 30. Juni 2022 und 
vom 27. Januar 2023

Mehrheit

Eintreten und Zustimmung zum 
Beschluss des Nationalrates, 
wo nichts vermerkt ist

Beschluss des Nationalrates

vom 1. Juni 2022

Zustimmung zum Entwurf,  
wo nichts vermerkt ist

Bundesgesetz  
über die Krankenversi-
cherung
(KVG)
(Massnahmen zur Kosten-
dämpfung – Vorgabe von Kos-
tenzielen)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 10. November 
20211,
beschliesst:

1		 BBl 2021 2819

-  1  -

Minderheit (Germann, Dittli, Gapany, 
Kuprecht, Müller Damian)

Nichteintreten

21.067 - 2-2

21.067  n  Für tiefere Prämien – Kostenbremse im Gesundheitswesen (Kostenbremse-Initiative). Volksinitiative und indirekter Gegenvorschlag
	         (Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung) 

Ständerat
Frühjahrssession 2023
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

I

Das Bundesgesetz vom 18. März 
19942 über die Krankenversicherung 
wird wie folgt geändert:

Art. 213 Abs. 2 Bst. d und 4

2 Die Daten sind aggregiert weiterzu-
geben. Der Bundesrat kann vorse-
hen, dass die Daten zudem pro versi-
cherte Person weiterzugeben sind, 
sofern aggregierte Daten nicht zur 
Erfüllung der folgenden Aufgaben 
genügen und die Daten pro versi-
cherte Person anderweitig nicht zu 
beschaffen sind:

2	 	 SR 832.10
3	 	 BBl 2021 664

I I

Art. 21 Art. 21Art. 21	 Daten der Versicherer
1 Die Versicherer sind verpflichtet, 
dem Bundesamt regelmässig die für 
die Erfüllung seiner Aufgaben nach 
diesem Gesetz erforderlichen Daten 
weiterzugeben.

2 ...2 Die Daten sind aggregiert weiterzu-
geben. Der Bundesrat kann vorse-
hen, dass die Daten zudem pro versi-
cherte Person weiterzugeben sind, 
sofern aggregierte Daten nicht zur 
Erfüllung der folgenden Aufgaben 
genügen und die Daten pro versi-
cherte Person anderweitig nicht zu 
beschaffen sind:

2 ...

a.	 zur Überwachung der Kostenent-
wicklung nach Leistungsart und 
nach Leistungserbringer sowie 
zur Erarbeitung von Entscheid-
grundlagen für Massnahmen zur 
Eindämmung der Kostenentwick-
lung; 

b.	 zur Analyse der Wirkung des 
Gesetzes und des Gesetzesvoll-
zugs und zur Erarbeitung von 
Entscheidgrundlagen im Hinblick 
auf Gesetzes- und Gesetzesvoll-
zugsänderungen;

c.	 zur Evaluation des Risikoaus-
gleichs.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

d.	 zur Festlegung von Kostenzielen 
nach Artikel 54. 

4 Es stellt die erhobenen Daten den 
Datenlieferanten, den Kantonen, der 
Forschung und Wissenschaft sowie 
der Öffentlichkeit zur Verfügung.

Mehrheit Minderheit (Müller Damian, ...)

d.	 Streichen

e.	 zur Messung von Qualitätszielen 
und der Kosteneffizienz

(siehe 5. Abschnitt, ...)

e.	 Streichen 

(siehe 5. Abschnitt, ...)

 

(siehe 5. Abschnitt, ...)
3 Das Bundesamt ist dafür verant-
wortlich, dass im Rahmen der Daten-
verwendung die Anonymität der Ver-
sicherten gewahrt ist.
4 Es stellt die erhobenen Daten den 
Datenlieferanten, der Forschung und 
Wissenschaft sowie der Öffentlichkeit 
zur Verfügung.

Art. 32	 Voraussetzungen Art. 32 Art. 32
¹ Die Leistungen nach den Artikeln 
25–31 müssen wirksam, zweckmäs-
sig und wirtschaftlich sein. Die Wirk-
samkeit muss nach wissenschaftli-
chen Methoden nachgewiesen sein.
² Die Wirksamkeit, die Zweckmässig-
keit und die Wirtschaftlichkeit der 
Leistungen werden periodisch über-
prüft.

Mehrheit Minderheit (Hegglin Peter, Dittli, 
Stark)

³ Leistungen, bei denen Anhaltspunk-
te bestehen, dass sie nicht oder nicht 
mehr wirksam, zweckmässig oder 
wirtschaftlich sind, werden anhand 
eines evidenzbasierten Verfahrens 
evaluiert. Das Evaluationsverfahren 
beruht auf transparenten Kriterien 
und den neusten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und ist verhältnismäs-
sig. Mit seiner Durchführung beauf-
tragt der Bund verwaltungsunabhän-
gige Dritte.

3 ... 
 
 
 
 
 
 
 
                    ... und ist verhältnismäs-
sig.

3 Streichen
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

(Mehrheit) (Minderheit (Hegglin, ...))
4 Leistungen, die gemäss dem evi-
denzbasierten Verfahren die Kriterien 
der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit nicht erfüllen, 
werden von der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung nicht vergütet.
5 Der Entscheid der zuständigen 
Behörde über eine allfällige Strei-
chung, Einschränkung oder Weiter-
führung einer medizinischen Leistung 
muss innert einem Jahr nach Über-
prüfung gemäss Absätzen 3 und 4 
umgesetzt werden. Die Resultate des 
Evaluationsverfahrens und die ent-
sprechenden Erwägungen werden 
publiziert.
6 Die zuständige Behörde wertet alle 
Register zu Leistungen gemäss die-
sem Gesetz aus und veröffentlicht 
die Resultate alle zwei Jahre.
7 Der Bundesrat kann weitere Verfah-
ren und Instrumente für die Prüfung 
der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit vorsehen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 37a	 Laboratorien: Beson-
dere Voraussetzungen 

Art. 37a

Streichen
(siehe Art. 45 Abs. 2)

¹ Leistungserbringer nach Artikel 35 
Absatz 2 Buchstabe f, die keine Ana-
lysen der Grundversorgung für den 
Eigenbedarf durchführen, müssen 
einen Zusammenarbeitsvertrag mit 
einem oder mehreren Versicherern 
abschliessen. Soweit im jeweiligen 
Kanton eine qualitativ hochstehende 
und zweckmässige gesundheitliche 
Versorgung mit Analysen gewährleis-
tet ist, sind Versicherer und Leis-
tungserbringer in der Wahl ihrer Ver-
tragspartner frei. Die Verträge regeln 
insbesondere die Vergütung für die 
Analysen. Diese dürfen nicht höher 
ausfallen als die Tarife nach Artikel 
52 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 1. 
² Die Versicherer müssen den Versi-
cherten eine Liste der Leistungser-
bringer, mit denen sie einen Zusam-
menarbeitsvertrag abgeschlossen 
haben, zugänglich machen. Sie müs-
sen jede Änderung der Liste veröf-
fentlichen. Die Versicherten müssen 
jederzeit in die aktualisierte Liste 
Einsicht nehmen können. 
³ Die Versicherer müssen den kanto-
nalen Stellen die Liste der Leistungs-
erbringer übermitteln, mit denen sie 
einen Zusammenarbeitsvertrag ge-
schlossen haben.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

⁴ Der Leistungserbringer muss die 
versicherte Person vor der Behand-
lung darüber informieren, wenn für 
deren Versicherer keine Leistungen 
zu Lasten der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung erbracht wer-
den dürfen, weil kein Zusammenar-
beitsvertrag nach Absatz 1 besteht. 
Sofern dies unterlassen wird, besteht 
kein zivilrechtlicher Honorarans-
pruch.
(siehe Art. 45 Abs. 2)

Art. 45Art. 45	 Sicherung der medizi-
nischen Versorgung

Art. 45

Ist wegen des Ausstandes von Leis-
tungserbringern die Behandlung der 
Versicherten im Rahmen dieses 
Gesetzes nicht gewährleistet, so 
sorgt die Kantonsregierung für deren 
Sicherstellung. Ein Tarifschutz gilt 
auch in diesem Fall. Der Bundesrat 
kann nähere Bestimmungen erlas-
sen.

1 ...

² Absatz 1 ist sinngemäss anwend-
bar, wenn ein Versicherer nicht für 
alle seine Versicherten eine qualitativ 
hochstehende und zweckmässige 
gesundheitliche Versorgung mit Ana-
lysen gewährleistet.
(siehe Art. 37a)

2 Streichen
(siehe Art. 37a)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 46	 Tarifvertrag Art. 46 Art. 46
¹ Parteien eines Tarifvertrages sind 
einzelne oder mehrere Leistungser-
bringer oder deren Verbände einer-
seits sowie einzelne oder mehrere 
Versicherer oder deren Verbände 
anderseits.
1bis Parteien eines Tarifvertrages kön-
nen auch Kantone sein, wenn es sich 
um Massnahmen der medizinischen 
Prävention nach Artikel 26 handelt, 
die im Rahmen von national oder 
kantonal organisierten Programmen 
nach Artikel 64 Absatz 6 Buchstabe d 
durchgeführt werden.
² Ist ein Verband Vertragspartei, so 
ist der Tarifvertrag für die Mitglieder 
des Verbandes nur verbindlich, wenn 
sie dem Vertrag beigetreten sind. 
Auch Nichtmitglieder, die im Ver-
tragsgebiet tätig sind, können dem 
Vertrag beitreten. Der Vertrag kann 
vorsehen, dass diese einen ange-
messenen Beitrag an die Unkosten 
des Vertragsabschlusses und der 
Durchführung leisten müssen. Er 
regelt die Art und Weise der Beitritts- 
sowie der Rücktrittserklärung und 
ihre Bekanntgabe.
3 Nicht zulässig und damit ungültig 
sind insbesondere folgende Mass-
nahmen, ohne Rücksicht darauf, ob 
sie in einem Tarifvertrag oder in ge-
trennten Vereinbarungen oder Rege-
lungen enthalten sind:
a.	 Sondervertragsverbote zu Lasten 

von Verbandsmitgliedern;
b.	 Verpflichtung von Verbandsmit-

gliedern auf bestehende Ver-
bandsverträge;

c.	 Konkurrenzverbote zu Lasten von 
Verbandsmitgliedern;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

d.	 Exklusivitäts- und Meistbegünsti-
gungsklauseln.

⁴ Der Tarifvertrag bedarf der Geneh-
migung durch die zuständige Kan-
tonsregierung oder, wenn er in der 
ganzen Schweiz gelten soll, durch 
den Bundesrat. Die Geneh
migungsbehörde prüft, ob der Tarif-
vertrag mit dem Gesetz und dem 
Gebot der Wirtschaftlichkeit und 
Billigkeit in Einklang steht.

4bis Ein Tarifvertrag muss innerhalb 
eines Jahres ab Einreichung beurteilt 
werden. Eine einmalige Fristverlän-
gerung ist möglich, wenn die Antrag-
steller das Tarifgenehmigungsgesuch 
in klar definierten Bereichen ergän-
zen müssen.
4ter Trifft die Genehmigungsbehörde 
innert der Frist nach Absatz 4bis kei-
nen formellen Entscheid, tritt ein 
Tarifvertrag in Kraft, sofern die beitre-
tenden Versicherer die Mehrheit der 
versicherten Personen vertreten 
sowie die beitretenden Leistungser-
bringer im Geltungsbereich des Tarif-
vertrags über 50 Prozent des Volu-
mens abrechnen.

4ter Streichen

⁵ Die Frist für die Kündigung eines 
Tarifvertrages und für die Rücktritts-
erklärung nach Absatz 2 beträgt 
mindestens sechs Monate.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 46a 	 Anpassung eines Tarif-
vertrags, der die ge-
setzlichen Anforderun-
gen nicht mehr erfüllt

1 Stellt die Genehmigungsbehörde 
fest, dass ein genehmigter Tarifver-
trag die Anforderungen nach Artikel 
46 Absatz 4 nicht mehr erfüllt, so 
kann sie die Tarifpartner auffordern, 
den Tarifvertrag entsprechend anzu-
passen. 
2 Können sich Leistungserbringer und 
Versicherer nicht innerhalb eines 
Jahres auf eine Anpassung des Tarif-
vertrags einigen, so widerruft die 
Genehmigungsbehörde die von ihr 
erteilte Genehmigung und setzt nach 
Anhören der Beteiligten den Tarif 
fest.

Art. 46a Art. 46a

Mehrheit Minderheit (Hegglin Peter, 
Carobbio Guscetti, Graf Maya, 
Herzog Eva, Stöckli)

Streichen
(siehe Art. 53 Abs. 1)

1 Gemäss Nationalrat (= gemäss 
Bundesrat)

2 Gemäss Nationalrat (= gemäss 
Bundesrat)

3 Bei der Ausübung ihrer Befugnisse 
kann die zuständige Behörde nach 
den einzelnen Positionen der Tarif-
struktur oder nach Gruppen von 
Leistungserbringern differenzierte 
Tarife genehmigen oder erlassen.

3 ... 
  ... die zuständige kantonale Behör-
de bei nationalen Tarifstrukturen, die 
sich nicht mehr als sachgerecht er-
weisen, differenzierte Tarife für be-
stimmte medizinische Fachgebiete 
oder Gruppen von Leistungserbrin-
gern festsetzen. Sie muss dabei 
allfällige Anpassungen des Bundes-
rates nach Artikel 43 Absatz 5bis be-
rücksichtigen.
(siehe Art. 53 Abs. 1)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 48	 Tarifverträge mit Ärzte-
verbänden

Art. 48
Aufgehoben

¹ Bei der Genehmigung eines Tarif-
vertrages mit einem oder mehreren 
Ärzteverbänden setzt die Genehmi-
gungsbehörde (Art. 46 Abs. 4) nach 
Anhören der Vertragsparteien einen 
Rahmentarif fest, dessen Mindestan-
sätze unter und dessen Höchstan
sätze über denjenigen des geneh-
migten Vertragstarifes liegen.
2 Der Rahmentarif kommt beim Weg-
fall des Tarifvertrages zur Anwen-
dung. Ein Jahr nach dem Wegfall des 
Tarifvertrages kann die Genehmi-
gungsbehörde den Rahmen ohne 
Rücksicht auf den früheren Ver-
tragstarif neu festsetzen.
3 Kommt ein Tarifvertrag mit einem 
Ärzteverband von Anfang an nicht 
zustande, so kann die Genehmi-
gungsbehörde auf Antrag der Partei-
en einen Rahmentarif festlegen.
4 Für Parteien, die einen neuen Tarif-
vertrag abgeschlossen haben, tritt 
der Rahmentarif mit der Vertragsge-
nehmigung ausser Kraft.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 49 Abs. 2bis Art. 49Art. 49	 Tarifverträge mit Spitä-
lern

1 Für die Vergütung der stationären 
Behandlung einschliesslich Aufent-
halt und Pflegeleistungen in einem 
Spital (Art. 39 Abs. 1) oder einem 
Geburtshaus (Art. 29) vereinbaren 
die Vertragsparteien Pauschalen. In 
der Regel sind Fallpauschalen fest-
zulegen. Die Pauschalen sind leis-
tungsbezogen und beruhen auf ge-
samtschweizerisch einheitlichen 
Strukturen. Die Vertragsparteien 
können vereinbaren, dass besondere 
diagnostische oder therapeutische 
Leistungen nicht in der Pauschale 
enthalten sind, sondern getrennt in 
Rechnung gestellt werden. Die Spi-
taltarife orientieren sich an der Ent-
schädigung jener Spitäler, welche die 
tarifierte obligatorisch versicherte 
Leistung in der notwendigen Qualität 
effizient und günstig erbringen.
2 Die Tarifpartner setzen gemeinsam 
mit den Kantonen eine Organisation 
ein, die für die Erarbeitung und Wei-
terentwicklung sowie die Anpassung 
und Pflege der Strukturen zuständig 
ist. Zur Finanzierung der Tätigkeiten 
kann ein kostendeckender Beitrag 
pro abgerechnetem Fall erhoben 
werden. Die Spitäler haben der Orga-
nisation die dazu notwendigen Kos-
ten- und Leistungsdaten abzuliefern. 
Fehlt eine derartige Organisation, so 
wird sie vom Bundesrat für die Tarif-
partner verpflichtend eingesetzt. Die 
von der Organisation erarbeiteten 
Strukturen sowie deren Anpassungen 
werden von den Tarifpartnern dem 
Bundesrat zur Genehmigung unter-
breitet. Können sich diese nicht eini-
gen, so legt der Bundesrat die Struk-
turen fest.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

2bis Der Bundesrat kann Anpassun-
gen an den Strukturen vornehmen, 
wenn sie sich als nicht mehr sachge-
recht erweisen und sich die Parteien 
nicht auf eine Revision einigen kön-
nen.

Mehrheit Minderheit (Hegglin Peter, 
Carobbio Guscetti, Graf Maya, 
Herzog Eva, Stöckli)

2bis Streichen 2bis Gemäss Nationalrat (= gemäss 
Bundesrat)

3 Die Vergütungen nach Absatz 1 
dürfen keine Kostenanteile für ge-
meinwirtschaftliche Leistungen ent-
halten. Dazu gehören insbesondere:
a.	 die Aufrechterhaltung von Spital-

kapazitäten aus regionalpoliti-
schen Gründen;

b.	 die Forschung und universitäre 
Lehre.

4 Bei Spitalaufenthalten richtet sich 
die Vergütung nach dem Spitaltarif 
nach Absatz 1, solange der Patient 
oder die Patientin nach medizinischer 
Indikation der Behandlung und Pfle-
ge oder der medizinischen Rehabili-
tation im Spital bedarf. Ist diese Vor-
aussetzung nicht mehr erfüllt, so 
kommt für den Spitalaufenthalt der 
Tarif nach Artikel 50 zur Anwendung.
5 Mit den Vergütungen nach den 
Absätzen 1 und 4 sind alle Ansprü-
che des Spitals für die Leistungen 
nach diesem Gesetz abgegolten.
6 Die Vertragsparteien vereinbaren 
die Vergütung bei ambulanter Be-
handlung.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

7 Die Spitäler verfügen über geeigne-
te Führungsinstrumente; insbesonde-
re führen sie nach einheitlicher Me-
thode zur Ermittlung ihrer Betriebs-  
und Investitionskosten und zur Erfas-
sung ihrer Leistungen eine Kosten-
rechnung und eine Leistungsstatistik. 
Diese beinhalten alle für die Beurtei-
lung der Wirtschaftlichkeit, für Be-
triebsvergleiche, für die Tarifierung 
und für die Spitalplanung notwendi-
gen Daten. Die Kantonsregierung 
und die Vertragsparteien können die 
Unterlagen einsehen.
8 In Zusammenarbeit mit den Kanto-
nen ordnet der Bundesrat 
schweizweit Betriebsvergleiche zwi-
schen Spitälern an, insbesondere zu 
Kosten und medizinischer Ergebnis-
qualität. Die Spitäler und die Kantone 
müssen dafür die nötigen Unterlagen 
liefern. Der Bundesrat veröffentlicht 
die Betriebsvergleiche.

Art. 52	 Analysen und Arznei-
mittel, Mittel und Ge-
genstände

Art. 52

1 Nach Anhören der zuständigen 
Kommissionen und unter Berücksich-
tigung der Grundsätze nach den 
Artikeln 32 Absatz 1 und 43 Absatz 6:
a.	 erlässt das EDI:

1.	 eine Liste der Analysen mit 
Tarif,

2.	 eine Liste der in der Rezeptur 
verwendeten Präparate, Wirk- 
und Hilfsstoffe mit Tarif; dieser 
umfasst auch die Leistungen 
des Apothekers oder der Apo-
thekerin,
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

3.	 Bestimmungen über die Leis-
tungspflicht und den Umfang 
der Vergütung von der Unter-
suchung oder Behandlung 
dienenden Mitteln und Gegen
ständen, die nach den Artikeln 
25 Absatz 2 Buchstabe b und 
25a Absätze 1 und 2 verwen-
det werden;

b.	 erstellt das BAG eine Liste der 
pharmazeutischen Spezialitäten 
und konfektionierten Arzneimittel 
mit Preisen (Spezialitätenliste). 
Diese hat auch die mit den Origi-
nalpräparaten austauschbaren 
preisgünstigeren Generika zu ent
halten.

2 Für Geburtsgebrechen (Art. 3 Abs. 
2 ATSG) werden zusätzlich Kosten 
für die zum Leistungskatalog der 
Invalidenversicherung gehörenden 
Arzneimittel nach Artikel 14ter Absatz 
5 des Bundesgesetzes vom 19. Juni 
1959 über die Invalidenversicherung 
zu den gestützt auf diese Bestim-
mung festgelegten Höchstpreisen 
übernommen.
3 Analysen, Arzneimittel und der 
Untersuchung oder der Behandlung 
dienende Mittel und Gegenstände 
dürfen höchstens nach den Tarifen, 
Preisen und Vergütungsansätzen 
gemäss Absatz 1 verrechnet werden. 
Das EDI bezeichnet die im Praxis
laboratorium des Arztes oder der 
Ärztin vorgenommenen Analysen, für 
die der Tarif nach den Artikeln 46 und 
48 festgesetzt werden kann. Es kann 
zudem die der Untersuchung oder 
Behandlung dienenden Mittel und 
Gegenstände nach Absatz 1 Buch-
stabe a Ziffer 3 bezeichnen, für die 
ein Tarif nach Artikel 46 vereinbart 
werden kann

3 ... 
 
 
 
 
 
 
 
                                ..., Analysen, für 
die ein Tarif nach Artikel 46 verein-
bart werden kann. Es kann zudem ... 
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Kommission des Ständerates

Art. 53 Abs. 1

1 Gegen Beschlüsse der Kan-
tonsregierungen nach den 
Artikeln 39, 45, 46 Absatz 4, 
46a Absatz 2, 47, 47b Absatz 
2, 48 Absätze 1–3, 51 und 55 
kann beim Bundesverwal-
tungsgericht Beschwerde 
geführt werden. 
 

Art. 53	 Beschwerde an 
das Bundesver-
waltungsgericht

Art. 53

Mehrheit Minderheit (Müller Damian, 
...)

Minderheit (Hegglin Peter, ...)

1 ... 
 
 
                 ..., 51, 54 und 55 ... 
(siehe 5. Abschnitt, ...)

1 ...  
 
                      ..., 46 Absatz 4, 
47, 47b Absatz 2, 51 und 55 ... 
(siehe 5. Abschnitt, ...)
(siehe Art. 46a Abs. 2)

1 Gegen Beschlüsse der Kan-
tonsregierungen nach den 
Artikeln 39, 45, 46 Absatz 4, 
47, 48 Absätze 1–3, 51, 54 
und 55 kann beim Bundesver-
waltungsgericht Beschwerde 
geführt werden.

1 ... 
 
                    ..., 46 Absatz 4, 
46a Absatz 2, 47, ...

(siehe Art. 46a Abs. 2)

2 Das Beschwerdeverfahren 
richtet sich nach dem Verwal-
tungsgerichtsgesetz vom 
17. Juni 2005 und dem Bun-
desgesetz vom 20. Dezember 
1968 über das Verwaltungs-
verfahren (VwVG). Vorbehal-
ten bleiben folgende Ausnah-
men:
a.	 Neue Tatsachen und Be-

weismittel dürfen nur so 
weit vorgebracht werden, 
als erst der angefochtene 
Beschluss dazu Anlass 
gibt. Neue Begehren sind 
unzulässig.

b.	 Die Artikel 22a und 53 
VwVG sind nicht anwend-
bar.

c.	 Zur Einreichung einer Ver-
nehmlassung setzt das 
Bundesverwaltungsgericht 
eine Frist von höchstens 
30 Tagen. Diese kann nicht 
erstreckt werden.
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d.	 Ein weiterer Schriften-
wechsel nach Artikel 57 
Absatz 2 VwVG findet in 
der Regel nicht statt.

e.	 In Beschwerdeverfahren 
gegen Beschlüsse nach 
Artikel 39 ist die Rüge der 
Unangemessenheit unzu-
lässig.
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Gliederungstitel vor Art. 54

5. Abschnitt: Massnahmen zur 
Eindämmung der 
Kostenentwicklung

Art. 54 	 Kostenziele

1 Der Bundesrat legt einen Prozent-
satz für den maximalen Anstieg der 
Kosten der Leistungen nach diesem 
Gesetz im Vergleich zum Vorjahr fest 
(Kostenziel):
a.	 für die gesamten Leistungen in 

der Schweiz;
b.	 für folgende Leistungen in der 

ganzen Schweiz:
1.	 Analysen,
2.	 Arzneimittel,
3.	 Mittel und Gegenstände, die 

der Untersuchung und Be-
handlung dienen,

4.	 Leistungen, für welche die 
Tarifpartner gesamtschweize-
rische Tarifverträge nach 
Artikel 46 Absatz 4 abge-
schlossen haben, in denen 
ein gesamtschweizerisch 
einheitlicher Tarif vereinbart 
wurde.

2 Gestützt auf die Kostenziele nach 
Absatz 1 legt er fest:
a.	 das Kostenziel für jeden Kanton 

für die gesamten Leistungen, mit 

Mehrheit Minderheit (Müller Damian, Dittli, 
Germann)

Gliederungstitel vor Art. 54

5. Abschnitt: ... 

(siehe Art. 54 - Art. 54e, Art. 21 Abs. 
2 Bst. d und e und Übergangsbe-
stimmungen Abs. 1)

 
(siehe Art. 54 - Art. 54e, Art. 21 Abs. 
2 Bst. d und e, Art. 53 Abs. 1 und 
Übergangsbestimmungen Abs. 1)

Streichen  
(= gemäss geltendem Recht)
(siehe Art. 54 - Art. 54e, Art. 21 Abs. 
2 Bst. d und e, Art. 53 Abs. 1 und 
Übergangsbestimmungen Abs. 1)

5. Abschnitt: Ausserordentliche 
Massnahmen zur Eindämmung 
der Kostenentwicklung

Art. 54	 Globalbudgetierung 
durch die Genehmi-
gungsbehörde

Art. 54	 Kosten- und  
Qualitätsziele

Art. 54	

Der Bundesrat legt nach Anhörung 
der Versicherer, der Versicherten, der 
Kantone und Leistungserbringer 
Kosten- und Qualitätsziele für die 
Leistungen für die darauffolgenden 
vier Jahre fest.
(siehe 5. Abschnitt, ...)

1 Die Versicherer können beantra-
gen, dass der Kanton als befristete 
ausserordentliche Massnahme zur 
Eindämmung eines überdurchschnitt-
lichen Kostenanstiegs einen Gesamt-
betrag (Globalbudget) für die Finan-
zierung der Spitäler und Pflegeheime 
festsetzt.

 
 
 
 

 
(siehe 5. Abschnitt, ...)

Streichen  
(= gemäss geltendem Recht) 
 
 
 

(siehe 5. Abschnitt, ...)

2 Der Kanton hat innert drei Monaten 
nach der Antragstellung über das 
Eintreten zu entscheiden. Er hört die 
Einrichtungen und die Versicherer 
vorher an.
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	 Ausnahme der Leistungen nach 
Absatz 1 Buchstabe b;

b.	 eine für alle Kantone einheitliche 
Toleranzmarge, um die diese vom 
Kostenziel nach Buchstabe a 
abweichen können;

c.	 Richtwerte für die Aufteilung des 
für die Einhaltung des Kostenziels 
zulässigen Kostenanstiegs auf 
die einzelnen Kostenblöcke in 
den Kantonen.

3 Bei der Festlegung der Kostenziele 
und der Toleranzmarge geht er vom 
medizinischen Bedarf aus und be-
rücksichtigt namentlich:
a.	 die wirtschaftliche Entwicklung 

und die allgemeine Lohn- und 
Preisentwicklung;

b.	 die Demografie und die Morbidität 
der Wohnbevölkerung;

c.	 den medizinisch-technischen 
Fortschritt;

d.	 das Effizienzpotenzial.
4 Er hört die Kantone, die Leistungs-
erbringer und die Versicherer vor der 
Festlegung der Kostenziele an.
5 Der Anspruch der Versicherten auf 
die Übernahme der Kosten der versi-
cherten Leistungen bleibt in jedem 
Fall gewahrt.
6 Die Auswirkungen der Kostenziele 
auf die Kosten und Qualität werden 
regelmässig überprüft.

(Mehrheit) (Minderheit (Müller Damian, ...))
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Art. 54a 	 Kostenblöcke

1 Der Bundesrat teilt die einzelnen 
Leistungsbereiche Kostenblöcken zu. 
Er hört zuvor die Kantone, Leistungs-
erbringer und Versicherer an.
2 Die Leistungen nach Artikel 54 
Absatz 1 Buchstabe b bilden je einen 
eigenen Kostenblock. Die Leistungen 
nach Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer 4 können auf mehrere Kosten-
blöcke aufgeteilt werden.
3 Er kann Leistungsbereiche mit ei-
nem geringen Einfluss auf die Ge-
samtkostenentwicklung von der Zu-
teilung zu einem Kostenblock 
ausnehmen.

Art. 54b	 Kostenziele der Kanto-
ne

1 Jeder Kanton legt unter Berücksich-
tigung der Kriterien nach Artikel 54 
Absatz 3 seine Kostenziele fest für:
a.	 die gesamten Leistungen mit Aus-

nahme der Leistungen nach Arti-
kel 54 Absatz 1 Buchstabe b;

b.	 die einzelnen Kostenblöcke mit 
Ausnahme der Kostenblöcke 
nach Artikel 54a Absatz 3.

2 Die Kantone können von den Richt-
werten nach Artikel 54 Absatz 2 
Buchstabe c abweichen, soweit sie 
das vom Bundesrat festgelegte kan-
tonale Gesamtkostenziel unter Ein-
bezug der Toleranzmarge einhalten.

(Mehrheit) (Minderheit (Müller Damian, ...))

Art. 54a	Art. 54a
Streichen
(siehe 5. Abschnitt, ...) (siehe 5. Abschnitt, ...) (siehe 5. Abschnitt, ...)

Art. 54b Art. 54b	 Kosten- und Qualitäts-
ziele der Kantone

Streichen 
(siehe 5. Abschnitt, ...)

1 Jeder Kanton kann unter Berück-
sichtigung der vom Bundesrat nach 
Artikel 54 festgelegten Kosten- und 
Qualitätsziele seine Kosten- und 
Qualitätsziele für die darauffolgenden 
vier Jahre festlegen. 

2 Streichen
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3 Sie hören die Leistungserbringer 
und die Versicherer vor der Festle-
gung der Kostenziele an. 

4 Sie teilen die von ihnen festgeleg-
ten Kostenziele dem Bundesamt mit. 
Dieses prüft, ob die Ziele erreicht 
wurden. Es teilt das Resultat seiner 
Prüfung den Kantonen mit und veröf-
fentlicht es in geeigneter Form.

Art. 54c	 Fristen und Folgen bei 
Nichteinhaltung der 
Fristen

1 Der Bundesrat legt die Kostenziele 
innerhalb folgender Fristen fest:
a.	 für die gesamten Leistungen: 

spätestens zwölf Monate vor 
Beginn des Kalenderjahres, für 
das sie gelten sollen;

b.	 für die Leistungen nach Artikel 54 
Absatz 1 Buchstabe b: spätes-
tens sechs Monate vor Beginn 
des Kalenderjahres, für das sie 
gelten sollen.

2 Zusammen mit der Festlegung der 
Kostenziele für die gesamten Leis-
tungen für ein Kalenderjahr veröffent-
licht er die provisorischen Kostenzie-
le für die gesamten Leistungen für 
die darauffolgenden drei Jahre. Lie-
gen neue Erkenntnisse vor, so kann 
er von den provisorischen Kostenzie-
len abweichen.
3 Jeder Kanton legt seine Kostenziele 
spätestens sechs Monate vor Beginn 
des Kalenderjahres fest, für das sie 
gelten sollen.

(Mehrheit) (Minderheit (Müller Damian, ...))
3 Er hört die Leistungserbringer, die 
Versicherer und die Versicherten vor 
der Festlegung der Kosten- und Qua-
litätsziele an.
4 Streichen
(siehe 5. Abschnitt, ...)

 
(siehe 5. Abschnitt, ...)

Art. 54c	 Fristen Art. 54c

Streichen 
(siehe 5. Abschnitt, ...)

Der Bundesrat legt die vierjährigen 
Kosten- und Qualitätsziele spätes-
tens zwölf Monate vor Beginn der 
Periode, für die sie gelten sollen, 
fest.
(siehe 5. Abschnitt, ...)

 
 
 

 
(siehe 5. Abschnitt, ...)
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4 Legt ein Kanton seine Kostenziele 
nicht rechtzeitig fest, so gelten die 
vom Bundesrat festgelegten Kosten-
ziele und die Richtwerte nach Artikel 
54 Absatz 2 Buchstabe c ohne die 
Toleranzmarge.

Art. 54d 	 Prüfung von Massnah-
men bei Überschrei-
tung der Kostenziele

1 Liegen die effektiven Kostensteige-
rungen in einem Kostenblock in ei-
nem Jahr über den für diesen Kos-
tenblock festgelegten Kostenzielen, 
so prüft die Kantonsregierung oder 
der Bundesrat in den Bereichen in 
ihrer jeweiligen Zuständigkeit, ob 
Massnahmen nach diesem Gesetz 
zur Korrektur von unerwünschten 
Entwicklungen für diesen Kosten-
block notwendig sind, insbesondere:
a.	 ob die genehmigten Tarifverträge 

die Anforderungen von Artikel 46 
Absatz 4 nach wie vor erfüllen 
und ob Massnahmen nach Artikel 
46a notwendig sind;

b.	 ob die festgesetzten Tarife die 
Anforderungen von Artikel 46 
Absatz 4 nach wie vor erfüllen 
und ob sie angepasst werden 
müssen.

2 Die zuständige Behörde berück-
sichtigt bei ihren Massnahmen na-
mentlich die Kostenentwicklung und 
die Ergebnisse der in den Vorjahren 
getroffenen Massnahmen sowie 
aussergewöhnliche Ereignisse.

(Mehrheit) (Minderheit (Müller Damian, ...))

Art. 54d Art. 54d

Streichen
(siehe 5. Abschnitt, ...) (siehe 5. Abschnitt, ...) (siehe 5. Abschnitt, ...)
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3 Die Kantone teilen dem Bundesamt 
mit, welche Massnahmen sie getrof-
fen haben. Das BAG veröffentlicht 
diese.
4 Jeder Kanton und der Bund erstel-
len und veröffentlichen periodisch je 
einen Bericht zur Kostenentwicklung, 
in dem sie die Kostenentwicklung mit 
den Kostenzielen vergleichen und die 
ergriffenen Massnahmen beschrei-
ben.

Art. 54e	 Eidgenössische Kom-
mission für Kostenziele 
in der obligatorischen 
Krankenpflegeversi-
cherung 

1 Der Bundesrat setzt eine eidgenös-
sische Kommission für Kostenziele in 
der obligatorischen Krankenpflege-
versicherung ein.
2 Die Kommission berät den Bundes-
rat bei der Festlegung der Kostenzie-
le, der Toleranzmarge und der Kos-
tenblöcke. 
 
 
 

3 Der Bundesrat ernennt die Mitglie-
der der Kommission. Er sorgt für eine 
angemessene Vertretung der Kanto-
ne, der Leistungserbringer, der Versi-
cherer, der Versicherten sowie von 
Fachleuten. 

(Mehrheit) (Minderheit (Müller Damian, ...))

Art. 54eArt. 54e	 Eidgenössische Kom-
mission für das Kos-
ten- und Qualitätsmo-
nitoring in der 
obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung

Streichen 
(siehe 5. Abschnitt, ...)

1 ... 
       ... Kommission für Kosten- und 
Qualitätsmonitoring in der obligatori-
schen ...
2 Die Kommission ist zuständig für 
das Kosten- und Qualitätsmonitoring. 
Sie überwacht die Entwicklung der 
einzelnen Leistungsbereiche und gibt 
dem Bund und den Tarifpartnern 
Empfehlungen zu den Massnahmen 
ab. Die Kommission publiziert ihre 
Beschlüsse öffentlich.

(siehe 5. Abschnitt, ...)(siehe 5. Abschnitt, ...)
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Art. 56	 Wirtschaftlichkeit der 
Leistungen

Art. 56

¹ Der Leistungserbringer muss sich in 
seinen Leistungen auf das Mass 
beschränken, das im Interesse der 
Versicherten liegt und für den Be-
handlungszweck erforderlich ist.
2 Für Leistungen, die über dieses 
Mass hinausgehen, kann die Vergü-
tung verweigert werden. Eine nach 
diesem Gesetz dem Leistungserbrin-
ger zu Unrecht bezahlte Vergütung 
kann zurückgefordert werden. Rück-
forderungsberechtigt ist:
a.	 im System des Tiers garant (Art. 

42 Abs. 1) die versicherte Person 
oder nach Artikel 89 Absatz 3 der 
Versicherer;

b.	 im System des Tiers payant (Art. 
42 Abs. 2) der Versicherer.

³ Der Leistungserbringer muss dem 
Schuldner der Vergütung die direkten 
oder indirekten Vergünstigungen 
weitergeben, die ihm:
a.	 ein anderer in seinem Auftrag 

tätiger Leistungserbringer ge-
währt;

b.	 Personen oder Einrichtungen 
gewähren, welche Arzneimittel 
oder der Untersuchung oder 
Behandlung dienende Mittel oder 
Gegenstände liefern.
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3bis Versicherer und Leistungserbrin-
ger können vereinbaren, dass Ver-
günstigungen gemäss Absatz 3 
Buchstabe b nicht vollumfänglich 
weitergegeben werden müssen. 
Diese Vereinbarung ist den zuständi-
gen Behörden auf Verlangen offenzu-
legen. Sie hat sicherzustellen, dass 
Vergünstigungen mehrheitlich weiter-
gegeben werden und dass nicht 
weitergegebene Vergünstigungen 
nachweislich zur Verbesserung der 
Qualität der Behandlung eingesetzt 
werden.
4 Gibt der Leistungserbringer die 
Vergünstigung nicht weiter, so kann 
die versicherte Person oder der Ver-
sicherer deren Herausgabe verlan-
gen.
5 Leistungserbringer und Versicherer 
sehen in den Tarifverträgen Mass-
nahmen zur Sicherstellung der Wirt-
schaftlichkeit der Leistungen vor. Sie 
sorgen insbesondere dafür, dass 
diagnostische Massnahmen nicht 
unnötig wiederholt werden, wenn 
Versicherte mehrere Leistungserbrin-
ger konsultieren.

5 ... 
 
                   ... zur Sicherstellung des 
zweckmässigen Einsatzes sowie der 
Wirtschaftlichkeit der Leistungen vor. 
Sie sorgen insbesondere dafür, dass 

1.	 die Kostenübernahme im 
Einzelfall nach einheitlichen 
Kriterien unter Berücksichti-
gung von klinischen Leitlinien 
geprüft wird;  

2.	 diagnostische Massnahmen 
nicht unnötig wiederholt wer-
den, wenn Versicherte mehre-
re Leistungserbringer konsul-
tieren.

6 Leistungserbringer und Versicherer 
legen vertraglich eine Methode zur 
Kontrolle der Wirtschaftlichkeit fest.
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II

Übergangsbestimmung zur Änderung 
vom …

Kostenziele werden erstmals für das 
Kalenderjahr festgelegt, das nach 
Ablauf von zwei Jahren nach Inkraft-
treten der Änderung vom … beginnt.

III

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Es ist der indirekte Gegenvorschlag 
zur Volksinitiative vom 10. März 
20204 «Für tiefere Prämien – Kosten-
bremse im Gesundheitswesen (Kos-
tenbremse-Initiative)».
3 Es ist im Bundesblatt zu publizieren, 
sobald die Volksinitiative «Für tiefere 
Prämien – Kostenbremse im Ge-
sundheitswesen (Kostenbremse-Initi-
ative)» zurückgezogen oder abge-
lehnt worden ist.
4 Der Bundesrat bestimmt das Inkraft-
treten.

4	 	 BBl 2020 4772

II II

Übergangsbestimmungen zur Ände-
rung vom …

Übergangsbestimmungen zur Ände-
rung vom …
Mehrheit Minderheit (Müller Damian, ...)

1 Kosten- und Qualitätsziele werden 
erstmals für das Kalenderjahr festge-
legt, das nach Ablauf von zwei Jah-
ren nach Inkrafttreten der Änderung 
vom … beginnt.
(siehe 5. Abschnitt, ...)

1 ... 
 
 
 

(siehe 5. Abschnitt, ...)

1 Streichen 
 
 
 

(siehe 5. Abschnitt, ...)

2 Der Bundesrat ergreift unverzüglich 
Massnahmen zur Kostendämpfung, 
indem er die überhöhten sowie die 
nicht sachgerechten und nicht be-
triebswirtschaftlichen Vergütungen in 
der Tarifstruktur Tarmed korrigiert. 
Diese Massnahmen treten zum glei-
chen Zeitpunkt in Kraft wie dieses 
Gesetz. Eine Beschwerde hat keine 
aufschiebende Wirkung.

2 Streichen
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